
 

  

S 3 R 162/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Rentenversicherung

Befreiung von der Versicherungspflicht
einer Bauingenieurin für die Tätigkeit als
Projektleiterin im Straßen- und Tiefbau
Formularbescheide eines bundesweit
zuständigen Versicherungsträgers
unterliegen umfassender
revisionsgerichtlicher Auslegungsbefugnis
Befreiungsbescheid bezieht sich auf die
konkret ausgeübte Beschäftigung

Leitsätze 1. Formularbescheide eines für das
gesamte Bundesgebiet zuständigen
Rentenversicherungsträgers unterliegen
einer umfassenden revisionsgerichtlichen
Auslegungsbefugnis ohne Bindungen an
die Feststellungen des Berufungsgerichts.
2. Der Verwaltungsakt über die Befreiung
von der Versicherungspflicht zur
gesetzlichen Rentenversicherung in
einem derartigen Formularbescheid
bezieht sich nicht auf den Beruf als
solchen (hier: Bauingenieurin) oder einen
bestimmten Beschäftigungstypus (hier:
Projektleiterin), sondern auf die konkret
ausgeübte Beschäftigung.

Normenkette SGG § 55 Abs 1
SGG § 163
SGB VI § 6 Abs 1 S 1 Nr 1
SGB X § 31 S 1
SGB X § 39 Abs 2
BGB § 133
BGB § 157
ZPO § 417
RsprEinhG § 2 Abs 2

1. Instanz
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Aktenzeichen S 3 R 162/16
Datum 25.04.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 R 223/17
Datum 12.12.2017

3. Instanz

Datum 13.12.2018

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-
Pfalz vom 12. Dezember 2017 aufgehoben und die Berufung der KlÃ¤gerin gegen
das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom 25. April 2017 zurÃ¼ckgewiesen. Kosten
haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

1

Streitig ist, ob die KlÃ¤gerin aufgrund des Bescheides der
Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA) vom 13.7.1996 fÃ¼r ihre ab
dem 1.11.2006 ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit bei dem Beigeladenen zu 3 von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist.

2

Die am 27.12.1967 geborene KlÃ¤gerin ist Diplom-Bauingenieurin. Sie arbeitete
vom 20.4.1993 bis 30.9.2000 als Projektmanagerin im Bereich Tiefbau beim
Staatlichen Bauamt in K. und vom 1.10.2000 bis 30.6.2006 als Projektleiterin fÃ¼r
EntwÃ¤sserungs- und StraÃ�enbaumaÃ�nahmen bei der Stadt M. (Beigeladene zu
2). Seit dem 1.11.2006 ist sie als Projektleiterin beim Land H. (Beigeladener zu 3)
beschÃ¤ftigt. Sie ist Pflichtmitglied beim Versorgungswerk der Architektenkammer
NRW (Beigeladene zu 1) und kraft Satzung freiwilliges Mitglied der
Ingenieurkammer Bau NRW.

3

Auf Antrag der KlÃ¤gerin vom 29.12.1995 befreite die BfA sie mit Bescheid vom
13.7.1996 von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung der Angestellten
ab dem 29.12.1995 (Beginn der Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung der
Architektenkammer NRW).

4

Der formularmÃ¤Ã�ig gestaltete Bescheid mit der Ã�berschrift "Befreiung von der
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Rentenversicherungspflicht nach Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VI)" lautet wie folgt:

"Auf Ihren Antrag werden Sie von der Versicherungspflicht zur Rentenversicherung
der Angestellten befreit.

Eingangsdatum des Befreiungsantrags 29.12.95

Beginn des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bzw. der derzeitigen
Versicherungspflicht 20.04.93

Beginn der Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung (i. S. von Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1
SGB VI) 29.12.95

Versorgungseinrichtung Beginn der Befreiung

Versorgungswerk der Architektenkammer NRW

Postfach 32 12 45

40427 DÃ¼sseldorf 29. Dez. 1995

Die Befreiung wirkt erst ab Beginn der Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung
(= angekreuzte Alternative).

Die Befreiung gilt fÃ¼r die Dauer der Pflichtmitgliedschaft und einer daran
anschlieÃ�enden freiwilligen Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung unter
Beibehaltung der Mitgliedschaft in der jeweiligen Berufskammer, soweit
Versorgungsabgaben in gleicher HÃ¶he geleistet werden, wie ohne die Befreiung
BeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung der Angestellten zu zahlen wÃ¤ren. Sie ist
grundsÃ¤tzlich auf die jeweilige BeschÃ¤ftigung oder selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
beschrÃ¤nkt.

Die Befreiung erstreckt sich auch auf andere versicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigungen oder TÃ¤tigkeiten, wenn diese infolge ihrer Eigenart oder
vertraglich im Voraus zeitlich begrenzt sind und insoweit satzungsgemÃ¤Ã�
einkommensbezogene BeitrÃ¤ge zur Versorgungseinrichtung gezahlt werden."

Es folgt die Rechtsbehelfsbelehrung und anschlieÃ�end der Text:

"Die BfA hat bei Wegfall der Voraussetzungen des Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI die
Befreiung von der Versicherungspflicht nach Â§ 48 Abs. 1 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch aufzuheben.

Sie sind daher verpflichtet, der BfA die UmstÃ¤nde anzuzeigen, die zum Wegfall der
Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung fÃ¼hren. Dies ist insbesondere der Fall, wenn

â�� die Mitgliedschaft in der Versorgungseinrichtung endet,
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â�� Versorgungsabgaben nicht mehr in der dem Einkommen entsprechenden
HÃ¶he zu entrichten sind.

Die Befreiung endet erst mit der fÃ¶rmlichen Aufhebung durch die BfA.

Die als Anlage beigefÃ¼gte Bescheinigung Ã¼ber die Befreiung ist dem
Arbeitgeber bzw. der Stelle auszuhÃ¤ndigen, die sonst zur Zahlung der
PflichtbeitrÃ¤ge zur Rentenversicherung der Angestellten verpflichtet wÃ¤re.

Falls Sie inzwischen Ihren Arbeitgeber gewechselt haben,

bitten wir den frÃ¼heren (vorherigen) Arbeitgeber von der Befreiung zu
verstÃ¤ndigen."

Der Befreiung als Anlage beigefÃ¼gt war eine Karte ("Bescheinigung") der BfA.
Diese enthielt den Hinweis:

"Diese Karte ist dem jeweiligen Arbeitgeber fÃ¼r die Dauer des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses auszuhÃ¤ndigen. Sie ist bei Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses dem Arbeitnehmer zurÃ¼ckzugeben."

5

Mit einem am 2.4.2015 eingegangenen Antrag begehrte die KlÃ¤gerin die
"PrÃ¼fung bzw. Statusfeststellung", dass die 1995 fÃ¼r ihre damalige TÃ¤tigkeit
ausgestellte Befreiung auch fÃ¼r ihre jetzige TÃ¤tigkeit bei dem Beigeladenen zu 3
gelte. Mit Bescheid vom 30.6.2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
29.1.2016 lehnte die Beklagte eine Befreiung der KlÃ¤gerin von der
Rentenversicherungspflicht ab. Eine Befreiung fÃ¼r die ab dem 1.11.2006
ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung nach Â§ 6 Abs 1 S 1 Nr 1 SGB VI sei nicht mÃ¶glich,
weil dessen Voraussetzungen nicht vorlÃ¤gen. Die KlÃ¤gerin sei nicht
Pflichtmitglied einer berufsstÃ¤ndischen Kammer. Die mit Bescheid vom 13.7.1996
ausgesprochene Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wirke nicht fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung ab dem 1.11.2006, weil es sich insoweit nicht um dieselbe
BeschÃ¤ftigung ("jeweilige BeschÃ¤ftigung" iS des Â§ 231 Abs 2 SGB VI) handele,
fÃ¼r die zum damaligen Zeitpunkt die Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht ausgesprochen worden sei.

6

Das SG Koblenz hat die Klage abgewiesen (Urteil vom 25.4.2017). Auf die Berufung
der KlÃ¤gerin hat das LSG Rheinland-Pfalz das Urteil des SG sowie den Bescheid der
Beklagten vom 30.6.2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
29.1.2016 aufgehoben und festgestellt, dass die KlÃ¤gerin aufgrund des Bescheides
der BfA vom 13.7.1996 weiterhin von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung befreit sei (Urteil vom 12.12.2017). Der Bescheid vom
13.7.1996, der ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung sei, regele zwischen den
Beteiligten bindend, dass die KlÃ¤gerin von der Versicherungspflicht in der
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gesetzlichen Rentenversicherung befreit sei, solange sie eine die Mitgliedschaft bei
dem Beigeladenen zu 1 vermittelnde BeschÃ¤ftigung als Projektleiterin ausÃ¼be.
Dass ein Verwaltungsakt Ã¼ber die Feststellung von Versicherungsfreiheit
Dauerwirkung besitze, habe der 5. Senat des BSG in der Entscheidung vom
23.4.2015 (B 5 RE 19/14 R) ausdrÃ¼cklich fÃ¼r den Bereich der
Rentenversicherung festgestellt. Dem schlieÃ�e sich der Berufungssenat im
vorliegenden Fall an. In den VerfÃ¼gungssÃ¤tzen des formularmÃ¤Ã�ig gehaltenen
Verwaltungsaktes werde die Befreiung von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung, deren Beginn zum 29.12.1995 und durch
BeschrÃ¤nkung auf "die jeweilige BeschÃ¤ftigung" dessen Umfang bzw dessen
Dauer bestimmt. Ein Bezug zu einem konkreten einzelnen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, nÃ¤mlich dem Staatlichen Bauamt in K. , werde nicht
hergestellt. Die BeschrÃ¤nkung auf die jeweilige BeschÃ¤ftigung gebe nur das im
Gesetz verankerte Regel-AusnahmeverhÃ¤ltnis wieder und bringe zum Ausdruck,
dass die Befreiung grundsÃ¤tzlich nur fÃ¼r eine die Mitgliedschaft im
Versorgungswerk vermittelnde BeschÃ¤ftigung gelte, die Befreiung sich aber
ausnahmsweise auf andere versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigungen oder
TÃ¤tigkeiten erstrecken kÃ¶nne, wenn diese infolge ihrer Eigenart oder vertraglich
im Voraus zeitlich begrenzt seien. Zudem werde in dem dem Bescheid zugrunde
liegenden Antragsformular ausdrÃ¼cklich nach dem "derzeitigen"
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gefragt. Dies verdeutliche, dass die Befreiung auch
fÃ¼r weitere BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse Bedeutung haben wÃ¼rde. Ebenso
besage der Hinweis "Falls Sie inzwischen Ihren Arbeitgeber gewechselt haben,
bitten wir den frÃ¼heren (vorherigen) Arbeitgeber von der Befreiung zu
verstÃ¤ndigen", dass der Befreiungsbescheid bei einem Wechsel des Arbeitgebers
zwischen Antragstellung und Bekanntgabe des Befreiungsbescheides fÃ¼r beide
Arbeitgeber gelten solle. Zu diesem VerstÃ¤ndnis passe, dass in den hinter der
Rechtsbehelfsbelehrung angefÃ¼hrten Hinweisen konkrete Fallgruppen genannt
wÃ¼rden, bei denen eine Mitteilungspflicht der KlÃ¤gerin wegen Ã�nderung der
fÃ¼r die Befreiung maÃ�geblichen VerhÃ¤ltnisse bestehe. Dass ein
Arbeitgeberwechsel hier nicht aufgefÃ¼hrt werde, lasse aus der Sicht eines
objektiven EmpfÃ¤ngers nur den Schluss zu, der Wechsel des Arbeitgebers stelle
keine mitteilungspflichtige wesentliche Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse dar, die die
Befreiung berÃ¼hre. DarÃ¼ber hinaus werde diese Auffassung auch durch die
Formulierungen in der dem Bescheid beigefÃ¼gten (Befreiungs-)"Bescheinigung"
bestÃ¤tigt. SchlieÃ�lich habe sich der Bescheid vom 13.7.1996 auch nicht durch
eine gesetzliche Ã�nderung erledigt. Zwar kÃ¶nnten seit dem 1.1.1996 angestellte
Ingenieure wie die KlÃ¤gerin nicht mehr Pflichtmitglied in einer berufsstÃ¤ndischen
(Ingenieur-)Kammer sein, was eine Befreiung ausschlieÃ�e. Nach der
Ã�bergangsregelung des Â§ 231 Abs 2 SGB VI wÃ¼rden zuvor erteilte Befreiungen
aber nicht berÃ¼hrt.

7

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die Beklagte insbesondere eine
Verletzung von Â§Â§ 133, 157 BGB, Â§ 48 Abs 1 SGB X und Â§ 39 Abs 2 SGB X. Das
LSG verkenne den Regelungsgehalt des Bescheides vom 13.7.1996. Die
bundesrechtlichen MaÃ�stÃ¤be fÃ¼r die Auslegung von Verwaltungsakten
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gemÃ¤Ã� Â§Â§ 133, 157 BGB wÃ¼rden unzutreffend angewandt und verletzten
damit revisibles Recht (Â§ 162 SGG). Insbesondere habe sich der nach Â§ 6 Abs 1 S
1 Nr 1 SGB VI notwendige Befreiungsantrag mit Angabe des Arbeitgebers
(Staatliches Bauamt in K. ) und des Beginns des "derzeitigen"
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses (hier: 20.4.1993) objektiv nicht auf jegliche (auch
vergangene oder kÃ¼nftige) die Mitgliedschaft im Versorgungswerk vermittelnde
TÃ¤tigkeiten bezogen. Aus dem ausdrÃ¼cklichen Hinweis im Bescheid ergebe sich,
dass die Befreiung grundsÃ¤tzlich auf die jeweilige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit
beschrÃ¤nkt sei. Bei einem solchen Sachverhalt erledige sich der Bescheid mit
Aufgabe dieser TÃ¤tigkeit (hier: 30.9.2000) gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs 2 SGB X auf andere
Weise, eine Aufhebung nach Â§ 48 Abs 1 SGB X sei nicht erforderlich.

8

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 12. Dezember 2017
aufzuheben und die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts
Koblenz vom 25. April 2017 zurÃ¼ckzuweisen.

9

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Revision der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

10

Gegenstand der Auslegung des Bescheides Ã¼ber die Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht seien ausschlieÃ�lich der an die KlÃ¤gerin gerichtete
Bescheid vom 13.7.1996 sowie die zur Vorlage bei dem jeweiligen Arbeitgeber
bestimmte Bescheinigung/Karte als Nachweis Ã¼ber die Erteilung der Befreiung.
Der Antrag der KlÃ¤gerin sei, anders als der Bescheid und die dem Arbeitgeber
vorzulegende Bescheinigung, keine Ã¶ffentliche Urkunde und habe keinen
rechtsmittelfÃ¤higen Inhalt, mit dem der Gegenbeweis gefÃ¼hrt werden kÃ¶nne.
Die Auslegung der Beklagten, dass die Befreiung grundsÃ¤tzlich auf die jeweilige
BeschÃ¤ftigung beschrÃ¤nkt sei, sei nach Â§ 163 SGG nicht erheblich. Das BSG
habe entschieden, dass einschlÃ¤gige Formularbescheide nur die Befreiung und
ihren Beginn regelten und der Bescheid im Ã�brigen nur Hinweise enthalte.
Unklarheiten aus der SphÃ¤re der Verwaltung gingen jedenfalls nicht zulasten des
ErklÃ¤rungsempfÃ¤ngers. Im Ã�brigen sei der Senat an den Inhalt und das Ergebnis
der Auslegung des Befreiungsbescheides durch das LSG gebunden, weil es sich
dabei um tatsÃ¤chliche Feststellungen iS von Â§ 163 SGG handele. Das BSG dÃ¼rfe
nur prÃ¼fen, ob das Tatsachengericht bei der Ermittlung des Inhalts einer
WillenserklÃ¤rung die revisiblen bundesrechtlichen AuslegungsgrundsÃ¤tze (Â§Â§
133, 157 BGB) sowie allgemeine ErfahrungssÃ¤tze beachtet und nicht gegen
Denkgesetze verstoÃ�en habe. Setze das BSG seine Rechtsprechung fort, die mit
der stÃ¤ndigen Rechtsprechung der meisten Senate des BVerwG Ã¼ber die
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Anwendung der mit Â§ 163 SGG inhaltsgleichen Vorschrift des Â§ 137 Abs 2 VwGO
nicht zu vereinbaren sei, liege eine Divergenz vor, die die Anrufung des
Gemeinsamen Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes erforderlich mache.

11

Der Beigeladene zu 1 schlieÃ�t sich dem Antrag der KlÃ¤gerin an.

II

12

Die zulÃ¤ssige Revision der Beklagten ist iS des Â§ 170 Abs 2 S 1 SGG begrÃ¼ndet.
Das Urteil des LSG war aufzuheben und die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das
klageabweisende Urteil des SG zurÃ¼ckzuweisen. Die KlÃ¤gerin ist fÃ¼r ihre ab
dem 1.11.2006 ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit bei dem Beigeladenen zu 3 nicht von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit.

13

A. Gegenstand des vorliegenden Verfahrens ist der Verwaltungsakt vom 30.6.2015
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.1.2016 (Â§ 95 SGG). Die
KlÃ¤gerin hat vor dem LSG beantragt, das Urteil des SG und diesen Bescheid in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides aufzuheben und festzustellen, dass sie
aufgrund des Bescheides der BfA vom 13.7.1996 weiterhin von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit ist.

14

Die neben der Anfechtungsklage verfolgte Feststellungsklage ist statthaft, weil nach
Â§ 55 Abs 1 Nr 1 SGG mit der Klage die Feststellung des Bestehens oder
Nichtbestehens eines RechtsverhÃ¤ltnisses begehrt werden kann (vgl BSG Urteil
vom 31.10.2012 â�� B 12 R 8/10 R â�� SozR 4-2600 Â§ 6 Nr 8 RdNr 12). Es liegt
auch ein berechtigtes (Feststellungs-)Interesse iS des Â§ 55 Abs 1 SGG an der
begehrten Feststellung des Umfangs bzw der Dauer ihrer Befreiung von der
Versicherungspflicht bzw des (Nicht-)Bestehens einer solchen fÃ¼r ihr aktuelles
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vor (vgl BSG, aaO, RdNr 12).

15

B. Das Feststellungsbegehren der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet und der Bescheid
vom 30.6.2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.1.2016
rechtmÃ¤Ã�ig. Eine Befreiung der KlÃ¤gerin von der Rentenversicherungspflicht
fÃ¼r die ab dem 1.11.2006 bei dem Beigeladenen zu 3 ausgeÃ¼bte
BeschÃ¤ftigung ergibt sich nicht aus dem Bescheid der BfA vom 13.7.1996. Dieser
Bescheid hat eine Befreiung von der Versicherungspflicht allein fÃ¼r die
BeschÃ¤ftigung beim Staatlichen Bauamt in K. ab dem 29.12.1995 ausgesprochen.
Er ist mit Aufgabe dieser BeschÃ¤ftigung unwirksam geworden.
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16

1. Entgegen der Ansicht der KlÃ¤gerin ist der Senat zu einer eigenen Auslegung des
Bescheides der BfA vom 13.7.1996 befugt und hieran nicht durch Â§ 163 SGG
gehindert.

17

Es spricht viel dafÃ¼r, dass die Auslegung eines Verwaltungsaktes stets (auch)
Aufgabe des Revisionsgerichts ist (vgl zB BSGE 48, 56, 58 = SozR 2200 Â§ 368a Nr
5 S 10; BSG Urteil vom 18.2.1987 â�� 7 RAr 41/85 â�� Juris RdNr 26; BSGE 77, 219,
223 = SozR 3-2500 Â§ 124 Nr 3 S 28; BSG SozR 4-5860 Â§ 15 Nr 1 RdNr 23;
einschrÃ¤nkend BSG SozR 4-2500 Â§ 106 Nr 47 RdNr 17 mwN; vgl auch BFH Urteil
vom 18.11.2015 â�� XI R 32/14 â�� Juris RdNr 35; BFH Urteil vom 11.11.2014 â�� 
VIII R 37/11 â�� Juris RdNr 30). Dazu bedarf es indes hier keiner abschlieÃ�enden
Entscheidung.

18

a) Einer uneingeschrÃ¤nkten Ã�berprÃ¼fung durch das Revisionsgericht
unterliegen jedenfalls Formularbescheide eines fÃ¼r das gesamte Bundesgebiet
zustÃ¤ndigen VersicherungstrÃ¤gers. Formularbescheide bestehen aus
vorformulierten Texten, die in einer Vielzahl von FÃ¤llen im Wesentlichen wortgleich
verwendet werden. Um einen solchen Formularbescheid handelt es sich bei dem
Bescheid der BfA, der RechtsvorgÃ¤ngerin der Deutschen Rentenversicherung
Bund, vom 13.7.1996 (vgl auch die Bescheide der BfA in den Verfahren B 5 RE 3/17
R (LSG Nordrhein-Westfalen), Revision zugelassen mit dem Hinweis auf zahlreiche
alte Formbescheide der frÃ¼heren BfA; B 5 RE 1/18 R (LSG Rheinland-Pfalz); B 5 RE
4/18 R (Bayerisches LSG) â�� Formularbescheide zu Â§ 6 Abs 1 S 1 SGB VI).
Derartige Formularbescheide sind den sogenannten typischen ErklÃ¤rungen
gleichzustellen.

19

Typische ErklÃ¤rungen sind Ã�uÃ�erungen, die in groÃ�er Zahl wortgleich
abgegeben werden, zB bei der Verwendung von Formularen, in denen der
ErklÃ¤rende entweder einen vorformulierten Text ankreuzt oder unterschreibt (zur
Definition BSGE 63, 167, 171 = SozR 5870 Â§ 10 Nr 9 S 18). Werden bei der Abgabe
derartiger ErklÃ¤rungen nicht nur im Bezirk eines Berufungsgerichts solche
Ã¼bereinstimmenden Vordrucke verwendet, darf das Revisionsgericht im Interesse
einer einheitlichen Auslegung und damit zur Wahrung der Rechtseinheit die
vorinstanzliche Entscheidung â�� soweit sie den Inhalt der abgegebenen ErklÃ¤rung
betrifft â�� uneingeschrÃ¤nkt Ã¼berprÃ¼fen und erforderlichenfalls die ErklÃ¤rung
selbst auslegen. Die BeschrÃ¤nkungen des Â§ 163 SGG gelten nicht (BSGE 63, 167,
171 = SozR 5870 Â§ 10 Nr 9 S 18; BSGE 76, 203, 204 = SozR 3-5870 Â§ 10 Nr 7 S
49; BSGE 78, 1, 11 = SozR 3-2600 Â§ 58 Nr 5 S 25; BSG SozR 4-2600 Â§ 236a Nr 2
RdNr 23; vgl auch BGHZ 104, 292, 293; 112, 204, 210; BAG AP Nr 32 zu Â§ 133 BGB
und Nr 33 zu Â§ 133 BGB; BAG Urteil vom 17.4.1970 â�� 1 AZR 302/69 â�� Juris
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RdNr 22).

20

Ebenso wie typische ErklÃ¤rungen verlangen auch Formularbescheide, die von
einem fÃ¼r das gesamte Bundesgebiet zustÃ¤ndigen RentenversicherungstrÃ¤ger
verwendet worden sind, im Hinblick auf den Zweck der Revision, die Einheit des
Rechts zu wahren und eine einheitliche Rechtsprechung zu gewÃ¤hrleisten, eine
umfassende revisionsgerichtliche Ã�berprÃ¼fungs- und damit Auslegungsbefugnis.
Die Frage nach dem Bedeutungsgehalt eines Formularbescheides stellt sich nicht
nur in dem jeweiligen konkreten Einzelfall, sondern in allen FÃ¤llen, in denen der
VersicherungstrÃ¤ger einen derartigen Bescheid verwendet. Sie kann deshalb nicht
von Fall zu Fall und von Gericht zu Gericht unterschiedlich beantwortet werden.
Vielmehr ist es Aufgabe der Revisionsinstanz, einen Formularbescheid einheitlich
auszulegen, was nur mÃ¶glich ist, wenn das Revisionsgericht weder an das vom
LSG vertretene Auslegungsergebnis noch an dessen Feststellungen zum Wortlaut
des Bescheides gebunden ist, sondern diesen selbststÃ¤ndig ermitteln und
feststellen kann (vgl BSGE 84, 90, 94 f, 97 = SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 4 S 16 f, 19; BSG
SozR 3-2500 Â§ 18 Nr 6 S 26 f; SozR 4-2500 Â§ 18 Nr 5 RdNr 18 und BSG SozR
4-2500 Â§ 27 Nr 8 RdNr 31 jeweils mwN zur Feststellung genereller Tatsachen).

21

b) Diesem VerstÃ¤ndnis stehen die von der KlÃ¤gerin in der Revisionserwiderung
zitierten Entscheidungen des BVerwG, die nur eine eingeschrÃ¤nkte
revisionsgerichtliche NachprÃ¼fung der durch die Tatsachengerichte
vorgenommenen Auslegung einer ErklÃ¤rung erlauben, bereits deswegen nicht
entgegen, weil sie keine typisierten Verwaltungsakte betreffen.

22

Abgesehen davon liegt hier entgegen der Rechtsauffassung der KlÃ¤gerin auch
deshalb keine Divergenz zwischen der Rechtsprechung des BSG einerseits und der
Rechtsprechung des BVerwG andererseits vor, die die Anrufung des Gemeinsamen
Senats der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes erforderlich machen wÃ¼rde, weil
die Rechtsprechung des BVerwG zur Frage der revisionsgerichtlichen
Auslegungsbefugnis von Verwaltungsakten nicht einheitlich ist.

23

Nach den von der KlÃ¤gerin zitierten Urteilen des 4. und 7. Senats des BVerwG
(Urteile vom 3.8.2016 â�� 4 C 3/15 â�� Juris RdNr 21 und Urteil vom 22.10.2015
â�� 7 C 15/13 â�� Juris RdNr 33; s auch Urteil vom 18.12.2014 â�� 4 C 35/13 â��
Juris RdNr 74) ist der tatrichterlich ermittelte ErklÃ¤rungsinhalt als
Tatsachenfeststellung nach Â§ 137 Abs 2 VwGO bindend, wenn das
Tatsachengericht den Regelungsgehalt eines Verwaltungsaktes nach den zu Â§Â§
133, 157 BGB entwickelten Regeln ermittelt hat. Das Revisionsgericht kann den
Verwaltungsakt nur dann selbst auslegen, wenn das Tatsachengericht das
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Auslegungsergebnis nicht begrÃ¼ndet hat oder eine den Anforderungen des Â§ 139
Abs 3 S 4 VwGO genÃ¼gende VerfahrensrÃ¼ge erhoben worden ist (vgl zum Inhalt
einer VerfahrensrÃ¼ge BVerwG Beschluss vom 18.6.2018 â�� 4 B 63/17 â�� Juris
RdNr 10). Nach der Entscheidung des 2. Senats des BVerwG vom 30.10.2013
(BVerwG â�� 2 C 23/12 â�� BVerwGE 148, 127 RdNr 14 mwN; ebenso BVerwG Urteil
vom 30.4.2014 â�� 2 C 65/11 â�� Juris RdNr 16) ist das BVerwG an den vom
Tatsachengericht festgestellten ErklÃ¤rungsinhalt gebunden, wenn das Gericht sein
Ergebnis rechtsfehlerfrei begrÃ¼ndet hat. Die Bindung tritt nicht ein, wenn die
Auslegung auf einer unvollstÃ¤ndigen WÃ¼rdigung der festgestellten Tatsachen,
einem Rechtsirrtum, einem VerstoÃ� gegen eine Auslegungsregel oder einem
VerstoÃ� gegen einen allgemeinen Erfahrungssatz oder ein Denkgesetz beruht (vgl
zuletzt BVerwG Beschluss vom 18.6.2018 â�� 4 B 63/17 â�� RdNr 10). Nur in diesen
FÃ¤llen kann das BVerwG die ErklÃ¤rung selbst auslegen. Der 6. Senat des BVerwG
hat in seinem Urteil vom 21.6.2017 (6 C 3/16 â�� BVerwGE 159, 148 RdNr 14)
ausgefÃ¼hrt, das Revisionsgericht sei nach Â§ 137 Abs 2 VwGO an die
tatsÃ¤chlichen Feststellungen gebunden, die das Tatsachengericht seiner
Auslegung zugrunde gelegt habe. Offengelassen hat dieser Senat, ob sich die
Bindung auch auf das Auslegungsergebnis selbst, dh auf die tatrichterliche
WÃ¼rdigung des festgestellten Sachverhalts anhand der allgemeinen
Auslegungsregeln erstreckt. Der 5. Senat des BVerwG hat im Urteil vom 11.5.2006
(5 C 10/05 â�� BVerwGE 126, 33 RdNr 20) unentschieden gelassen, ob und unter
welchen Voraussetzungen das BVerwG berechtigt und auch ohne hierauf bezogene
VerfahrensrÃ¼ge verpflichtet ist, den Inhalt von Verwaltungsakten als
Revisionsgericht selbststÃ¤ndig zu bestimmen.

24

Nach den Entscheidungen des 1. und 9. Senats des BVerwG darf das
Revisionsgericht den Regelungsgehalt eines Bescheides dagegen selbststÃ¤ndig
ermitteln, weil es sich insoweit um die rechtliche Bewertung des Inhalts des
Bescheides handele. Rechtliche Bewertungen im Rahmen der Auslegung eines
Verwaltungsaktes unterfallen nach dieser Rechtsprechung nicht der
Bindungswirkung nach Â§ 137 Abs 2 VwGO (Urteil des 1. Senats vom 25.8.2009 â�� 
1 C 30/08 â�� BVerwGE 134, 335 RdNr 18; BVerwG Urteil vom 3.11.1998 â�� 9 C
51/97 â�� Juris RdNr 12; so auch frÃ¼here Judikate des 4. und 2. Senats des
BVerwG: Urteil des 4. Senats des BVerwG vom 27.9.1990 â�� 4 C 44/87 â�� 
BVerwGE 85, 348, 366; Urteil des 2. Senats vom 9.6.1983 â�� 2 C 34/80 â�� 
BVerwGE 67, 222, 234; Urteil vom 2.9.1999 â�� 2 C 22/98 â�� BVerwGE 109, 283,
286; anders allerdings zur Auslegung von WillensÃ¤uÃ�erungen der Ã¶ffentlichen
Verwaltung Urteil vom 9.12.2015 â�� 9 C 28/14 â�� Juris RdNr 24).

25

GemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs 2 des Gesetzes zur Wahrung der Einheitlichkeit der
Rechtsprechung der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes mÃ¼ssen aber
gerichtsinterne Abweichungen â�� wie hier innerhalb des BVerwG â�� zunÃ¤chst
durch Anrufung des GroÃ�en Senats des jeweiligen obersten Gerichtshofs bereinigt
werden (vgl Katholnigg, Strafgerichtsverfassungsrecht, 3. Aufl 1999, Â§ 2 RSprEinhG
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RdNr 2).

26

c) Im Ã�brigen ist selbst unter Zugrundelegung der von der KlÃ¤gerin zitierten
Rechtsprechung des BVerwG hier eine uneingeschrÃ¤nkte Auslegung zulÃ¤ssig.
Danach tritt insbesondere dann keine Bindung an den vom Tatsachengericht
festgestellten ErklÃ¤rungsinhalt eines Verwaltungsaktes ein, wenn die Auslegung
auf einer unvollstÃ¤ndigen WÃ¼rdigung der festgestellten Tatsachen, einem
Rechtsirrtum, einem VerstoÃ� gegen eine Auslegungsregel oder einem VerstoÃ�
gegen ein allgemeines Erfahrungs- oder Denkgesetz beruht. In diesem Fall kann das
Revisionsgericht die ErklÃ¤rung selbst auslegen (vgl nur BVerwG Urteil vom
30.10.2013 â�� 2 C 23/12 â�� BVerwGE 148, 217 RdNr 14 mwN). So verhÃ¤lt es
sich hier. Das LSG hat insbesondere gegen die Auslegungsregel des Â§ 133 BGB
verstoÃ�en, nach der der geÃ¤uÃ�erte Wille des ErklÃ¤renden maÃ�geblich ist, wie
er sich ua aus dem Wortlaut der ErklÃ¤rung ergibt (vgl nur BVerwG Urteil vom
30.10.2013 â�� 2 C 23/12 â�� BVerwGE 148, 217 RdNr 15) und hat darÃ¼ber
hinaus die von ihm selbst festgestellten Tatsachen nicht vollstÃ¤ndig gewÃ¼rdigt.

27

Die Auffassung des LSG, der Bescheid vom 13.7.1996 vermittle fÃ¼r jede
ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung im Beruf der Projektleiterin eine Befreiung von der
Versicherungspflicht, entspricht nicht dem von ihm selbst festgestellten Wortlaut
des Bescheides, der an keiner Stelle eine Befreiung der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Funktion
der Projektleiterin ausspricht. Nach den weiteren Feststellungen des
Berufungsgerichts ist diese TÃ¤tigkeitsbezeichnung ebenso wenig im Antrag der
KlÃ¤gerin angegeben worden; dieser nimmt vielmehr Bezug auf das seinerzeitige
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis der KlÃ¤gerin bei dem Staatlichen Bauamt in K â�¦
Nicht konsistent ist die Argumentation des LSG, wenn es ausfÃ¼hrt, die Anfrage
nach dem "derzeitigen" BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis im Antrag verdeutliche, dass
die Befreiung auch fÃ¼r weitere BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse Bedeutung haben
wÃ¼rde. Die Verwendung des Begriffs "derzeitig" verdeutlicht angesichts seines
allgemeinen Sinngehalts vielmehr genau das Gegenteil, dass es nur um die im
Zeitpunkt der Antragstellung ausgeÃ¼bte aktuelle BeschÃ¤ftigung geht und auch
nur gehen kann. Ob die Voraussetzungen fÃ¼r eine Befreiung von der gesetzlichen
Rentenversicherungspflicht vorliegen, kann der RentenversicherungstrÃ¤ger nur
anhand der konkreten BeschÃ¤ftigung und ihrer Ausgestaltung prÃ¼fen. Dies
rÃ¤umt das LSG auch selbst ein, wenn es an anderer Stelle ausfÃ¼hrt, die Abfrage
des derzeitigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses kÃ¶nne nur den Sinn gehabt haben
festzustellen, ob Ã¼berhaupt ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vorliege, fÃ¼r das
eine Befreiung erteilt werden kÃ¶nne. Soweit das LSG darauf hinweist, bei der
Mitteilungspflicht sei der Arbeitgeberwechsel nicht genannt, woraus der objektive
EmpfÃ¤nger auf die Unerheblichkeit dieses Umstands fÃ¼r die Befreiung schlieÃ�en
mÃ¼sse, hat es bereits den von ihm selbst festgestellten weiteren Wortlaut auÃ�er
Acht gelassen, in dem durch das Wort "insbesondere" gekennzeichnet ist, dass
ausdrÃ¼cklich nur BeispielsfÃ¤lle genannt sind.
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28

2. Die Auslegung des (Formular-)Bescheides vom 13.7.1996 ergibt, dass die dort
verfÃ¼gte Befreiung der KlÃ¤gerin von der Rentenversicherungspflicht sich nur auf
deren TÃ¤tigkeit beim Staatlichen Bauamt in K. bezogen hat (dazu a) und daher mit
der Aufgabe dieser BeschÃ¤ftigung unwirksam geworden ist (dazu b).

29

Die Auslegung eines Verwaltungsaktes hat ausgehend von seinem
VerfÃ¼gungssatz und der Heranziehung des in Â§ 133 BGB ausgedrÃ¼ckten
allgemeinen Rechtsgedankens zu erfolgen, dass es nicht auf den Buchstaben,
sondern den wirklichen Willen der BehÃ¶rde bzw des VerwaltungstrÃ¤gers
ankommt, soweit er im Bescheid greifbar seinen Niederschlag gefunden hat. FÃ¼r
die Ermittlung des erklÃ¤rten Willens sind dabei auch die UmstÃ¤nde und
Gesichtspunkte heranzuziehen, die zur Aufhellung des Inhalts der VerfÃ¼gung
beitragen kÃ¶nnen und die den Beteiligten bekannt sind, wenn der Verwaltungsakt
sich erkennbar auf sie bezieht. MaÃ�stab der Auslegung ist insofern der
verstÃ¤ndige und ZusammenhÃ¤nge berÃ¼cksichtigende Beteiligte (Urteil des
erkennenden Senats vom 22.3.2018 â�� B 5 RE 5/16 R â�� SozR 4-2600 Â§ 6 Nr 16
RdNr 27 mwN).

30

a) Unter Beachtung dieser Vorgaben ist der Bescheid vom 13.7.1996 dahin zu
verstehen, dass er die KlÃ¤gerin von der Rentenversicherungspflicht fÃ¼r die am
20.4.1993 bei dem Staatlichen Bauamt in K. aufgenommene BeschÃ¤ftigung mit
Wirkung zum 29.12.1995 befreit. Dagegen ist der Verwaltungsakt keinem
VerstÃ¤ndnis dahin zugÃ¤nglich, dass die Befreiung unabhÃ¤ngig von dieser
BeschÃ¤ftigung weiter gilt und jedwede ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung als
Bauingenieurin bzw Projektleiterin erfasst.

31

Einen Verwaltungsakt und damit einen VerfÃ¼gungssatz bzw eine Regelung
enthÃ¤lt allein der Eingangssatz des Bescheides vom 13.7.1996 in Verbindung mit
den ihm unmittelbar folgenden und ihn konkretisierenden (umrandeten)
AusfÃ¼hrungen zum BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis und Beginn der Befreiung. Die
weiteren ErklÃ¤rungen insbesondere zur Dauer der Befreiung und zur Aufhebung
der Befreiung sind hingegen lediglich erlÃ¤uternde Hinweise zu der getroffenen
Befreiungsentscheidung (stRspr; BSG Urteil vom 7.11.1991 â�� 12 RK 49/89 â�� 
SozR 3-2940 Â§ 7 Nr 2 S 3 f; BSG Urteil vom 30.4.1997 â�� 12 RK 34/96 â�� BSGE
80, 215, 221 = SozR 3-2940 Â§ 7 Nr 4 S 17; BSG Urteil vom 22.10.1998 â�� B 5/4
RA 80/97 R â�� BSGE 83, 74, 77 = SozR 3-2600 Â§ 56 Nr 12 S 57; BSG Urteil vom
31.10.2012 â�� B 12 R 5/10 R â�� SozR 4-2600 Â§ 231 Nr 5 RdNr 37; Urteil des 12.
Senats vom 5.12.2017 â�� B 12 KR 11/15 R â�� Juris RdNr 24; Urteil des
erkennenden Senats vom 22.3.2018 â�� B 5 RE 5/16 R â�� SozR 4-2600 Â§ 6 Nr 16
RdNr 30). Dies ergibt sich sowohl aus der Ã¤uÃ�eren Gestaltung der

                            12 / 19

https://dejure.org/gesetze/BGB/133.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RE%205/16%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12%20RK%2049/89
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2940%20§%207%20Nr%202
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12%20RK%2034/96
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2080,%20215
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2080,%20215
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2940%20§%207%20Nr%204
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5/4%20RA%2080/97
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5/4%20RA%2080/97
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2083,%2074
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2600%20§%2056%20Nr%2012
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20R%205/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2011/15%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RE%205/16%20R


 

AusfÃ¼hrungen als auch aus ihrem Inhalt. Durch die Umrandung der
Verlautbarungen zu dem Eingangsdatum des Befreiungsantrags, dem Beginn des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses und dem Beginn der Befreiung werden diese von
den nachfolgenden ErklÃ¤rungen abgehoben und ihnen dadurch eine besondere
Bedeutung beigemessen. Insbesondere aber sind allein sie individuell auf die
KlÃ¤gerin und damit auf den Einzelfall bezogen, wÃ¤hrend die Ã¼brigen
AusfÃ¼hrungen insbesondere zur Dauer der Befreiung und zur Aufhebung
allgemein gefasst sind und schon damit als bloÃ�e Hinweise ausgewiesen werden.
Schon deswegen ist das LSG zu Unrecht davon ausgegangen, dass der Bescheid
vom 13.7.1996 die Befreiung der KlÃ¤gerin von der Versicherungspflicht fÃ¼r die
gesamte Dauer ihrer Mitgliedschaft in der berufsstÃ¤ndischen
Versorgungseinrichtung fÃ¼r jede ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung im Beruf der
Projektleiterin regele.

32

aa) Dass der Bescheid vom 13.7.1996 insoweit eine Regelung enthÃ¤lt, als er den
Beginn der Befreiung der KlÃ¤gerin von der Rentenversicherungspflicht auf den
29.12.1995 festsetzt, bedarf keiner ErlÃ¤uterung. Die schon aus GrÃ¼nden der
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit notwendige Festlegung des Befreiungsbeginns
iS von Â§ 31 S 1 SGB X bestÃ¤tigt, dass die umrandeten AusfÃ¼hrungen
Bestandteile des VerfÃ¼gungssatzes enthalten. Der weitere Regelungsgehalt, die
BeschÃ¤ftigungsbezogenheit der Befreiung ergibt sich insbesondere aus dem im
Bescheid in Bezug genommenen Antrag der KlÃ¤gerin vom 29.12.1995
(Eingangsdatum). In diesem hat die KlÃ¤gerin in der Rubrik "Arbeitgeber (mit
Anschrift) Staatliches Bauamt K. , , " sowie als "Beginn des derzeitigen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses" den 20.4.1993 angegeben. Der damalige
Befreiungsantrag betraf daher unzweifelhaft die seinerzeit ausgeÃ¼bte
BeschÃ¤ftigung bei dem Staatlichen Bauamt in K â�¦

33

(1) Die Abfrage des Arbeitgebers und des Beginns des "derzeitigen"
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses im Antragsformular unterstreicht, dass das
Bestehen einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung notwendige Voraussetzung
fÃ¼r die Befreiung von der Versicherungspflicht zur
BeschÃ¤ftigtenrentenversicherung ist. Ohne das Bestehen einer
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung kommt eine Befreiung von der
gesetzlichen BeschÃ¤ftigtenrentenversicherung schon aus GrÃ¼nden der Logik
nicht in Betracht. Dabei macht die Verwendung des Begriffs "derzeitig" deutlich,
dass es um die aktuelle, im Zeitpunkt des Antrags bestehende BeschÃ¤ftigung geht
und auch nur um diese gehen kann. Ob die Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung
von der gesetzlichen Rentenversicherung vorliegen, kann der
RentenversicherungstrÃ¤ger nur anhand einer konkreten BeschÃ¤ftigung und deren
Ausgestaltung prÃ¼fen. Nicht jede BeschÃ¤ftigung eines Bauingenieurs oder
AngehÃ¶rigen eines sonstigen verkammerten Berufs muss gemessen an den jeweils
einschlÃ¤gigen gesetzlichen Bestimmungen auch wirklich die AusÃ¼bung einer
verkammerten TÃ¤tigkeit sein. Dies ist nicht der Fall, wenn der Betroffene â��
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ungeachtet seiner Funktionsbezeichnung â�� eine berufsfremde TÃ¤tigkeit
ausÃ¼bt. Ebenso wenig kann eine Befreiung ausgesprochen werden, wenn der
Antragsteller einer geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung nachgeht und daher
versicherungsfrei ist (Â§ 5 Abs 2 S 1 Nr 1 SGB VI iVm Â§ 8 Abs 1 Nr 2 oder Â§ 8a iVm
Â§ 8 Abs 1 Nr 2 SGB IV). Abgesehen davon wird derjenige, der als BeschÃ¤ftigter
einen Antrag auf Befreiung von der gesetzlichen Rentenversicherung stellt, im
Zeitpunkt der Antragstellung zumindest im Regelfall nicht wissen, ob er seine
aktuelle BeschÃ¤ftigung aufgeben und insbesondere in demselben Beruf eine
FolgebeschÃ¤ftigung aufnehmen wird. Auch aus diesem Grund kann sich ein
Befreiungsantrag nur auf die gegenwÃ¤rtige BeschÃ¤ftigung beziehen (BSG SozR
4-2600 Â§ 6 Nr 16 RdNr 32). Im Ã�brigen enthÃ¤lt der Antrag der KlÃ¤gerin keine
Formulierung, die der Auslegung zugÃ¤nglich wÃ¤re, sie beantrage die Befreiung
von der gesetzlichen Rentenversicherung fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als Projektleiterin oder
den Beruf der Bauingenieurin ohne Bezug auf eine bestimmte BeschÃ¤ftigung.

34

(2) Entgegen der Ansicht der KlÃ¤gerin kann der Antrag vom 29.12.1995
(Eingangsdatum) zur Auslegung des Bescheides vom 13.7.1996 herangezogen
werden. Â§ 202 S 1 SGG iVm Â§ 417 ZPO, nach dem die von einer BehÃ¶rde
ausgestellten, eine amtliche Anordnung, VerfÃ¼gung oder Entscheidung â�� zB
einen Verwaltungsakt (vgl zB Berger in Stein/Jonas, ZPO, Bd 5, 23. Aufl 2015, Â§ 417
RdNr 1) â�� enthaltenen Ã¶ffentlichen Urkunden vollen Beweis ihres Inhalts
begrÃ¼nden (vgl dazu auch BSG Urteil vom 11.5.2011 â�� B 5 R 56/10 R â�� Juris
RdNr 25; BVerwGE 66, 315, 320), steht dem nicht entgegen.

35

Â§ 417 ZPO stellt eine Regel Ã¼ber die Beweiskraft auf. Die Auslegung einer
Urkunde hat mit der Beweislast indes grundsÃ¤tzlich nichts zu tun (so bereits RG JW
1915, 650; JW 1927, 514 â�� fÃ¼r die Auslegung einer Vertragsurkunde). Es ist
insoweit zu unterscheiden zwischen der Feststellung der Tatsachen, die fÃ¼r die
Auslegung wesentlich sein kÃ¶nnen, und der Auslegung selbst, die aufgrund des
festgestellten Sachverhalts erfolgt. WÃ¤hrend die Auslegung unabhÃ¤ngig von den
Vorschriften Ã¼ber die Behauptungs- und Beweislast nach MaÃ�gabe der Â§Â§ 133,
157 BGB vorzunehmen ist, richtet sich die Feststellung der fÃ¼r die Auslegung
wesentlichen Tatsachen nach den fÃ¼r die Behauptungs- und Beweislast
maÃ�geblichen GrundsÃ¤tzen (BGHZ 20, 109, 111). Die Partei, die sich auf
auÃ�erhalb der Urkunde liegende UmstÃ¤nde â�� etwa zum Zwecke der Deutung
des Inhalts des Beurkundeten aus der Sicht des ErklÃ¤rungsempfÃ¤ngers â��
beruft, trifft demzufolge die Beweislast fÃ¼r deren Vorliegen (BGH Urteil vom
5.7.2002 â�� V ZR 143/01 â�� Juris RdNr 7 mwN; BGH Urteil vom 10.6.2016 â�� V
ZR 295/14 â�� Juris RdNr 6). Das Gericht kann danach im zivilgerichtlichen
Verfahren eine umfassende Beurteilung aller fÃ¼r eine Auslegung maÃ�geblichen
UmstÃ¤nde nur vornehmen, soweit solche auÃ�erhalb der Urkunde liegenden
UmstÃ¤nde von der behauptungspflichtigen Partei vorgetragen und bewiesen
werden (BGHZ 20, 109, 111 f).
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36

Dies bedeutet fÃ¼r das sozialgerichtliche Verfahren, in dem anders als im
Zivilprozess der Untersuchungsgrundsatz (Â§ 103 SGG) gilt und die Beteiligten
demzufolge keine BeweisfÃ¼hrungslast haben (stRspr zB BSGE 6, 70, 73; 24, 25, 27
= SozR Nr 75 zu Â§ 128 SGG; BSG Urteil vom 8.9.2010 â�� B 11 AL 4/09 R â�� Juris
RdNr 17), dass das Gericht bei der Auslegung einer Urkunde von Amts wegen alle
maÃ�geblichen UmstÃ¤nde berÃ¼cksichtigen kann.

37

Bei der Heranziehung des Antrags der KlÃ¤gerin geht es nicht um den Beweis der
Unrichtigkeit der durch Â§ 417 ZPO geregelten formellen Beweiskraft einer Urkunde,
die sich auf die Abgabe der behÃ¶rdlichen ErklÃ¤rung, den in der Urkunde
enthaltenen Text sowie die Angaben Ã¼ber die an der ErklÃ¤rung teilnehmenden
Personen sowie zum Ort und Zeitpunkt der Urkundenerrichtung bezieht (vgl Ahrens
in Wieczorek/SchÃ¼tze, ZPO Bd 6, 4. Aufl 2014, Â§ 417 RdNr 6; PreuÃ� in
PrÃ¼tting/Gehrlein, ZPO, 10. Aufl 2018, Â§ 417 RdNr 5; Berger, aaO, Â§ 417 RdNr 1
â�� alle mwN; vgl zur streitigen Frage der ZulÃ¤ssigkeit des "Gegenbeweises" ua
Ahrens aaO Â§ 417 RdNr 8; PreuÃ� aaO Â§ 417 RdNr 6; Berger aaO Â§ 417 RdNr 4).
Ebenso wenig geht es um den Nachweis der inhaltlichen Unrichtigkeit (innere oder
materielle Beweiskraft (zum Begriff BGH Beschluss vom 16.1.2007 â�� VIII ZR 82/06
â�� Juris RdNr 17)) einer Urkunde mit rechtsmittelfÃ¤higem Inhalt und die dafÃ¼r
zulÃ¤ssige Form des Beweises (vgl hierzu Geimer in ZÃ¶ller, ZPO, 32. Aufl 2018, Â§
417 RdNr 2). Vielmehr handelt es sich ausschlieÃ�lich um die Bestimmung des
Inhalts des Bescheides vom 13.7.1996 anhand der dortigen ErklÃ¤rungen, die ua
ausdrÃ¼cklich auf den Antrag der KlÃ¤gerin vom 29.12.1995 (Eingangsdatum)
Bezug nehmen.

38

(3) Dem am 29.12.1995 von der KlÃ¤gerin mit dem dargestellten Inhalt gestellten
Befreiungsantrag hat die BfA mit Bescheid vom 13.7.1996 stattgegeben. Antrag und
Bescheid beziehen sich korrespondierend auf die damalige BeschÃ¤ftigung der
KlÃ¤gerin bei dem Staatlichen Bauamt in K â�¦

39

DemgegenÃ¼ber ist der Bescheid vom 13.7.1996 keinem VerstÃ¤ndnis dahin
zugÃ¤nglich, dass die Befreiung von der gesetzlichen Rentenversicherung fÃ¼r eine
durch eine oder mehrere Charakteristika geprÃ¤gte TÃ¤tigkeit als solche â�� hier
die einer Bauingenieurin bzw Projektleiterin â�� erteilt ist (so aber LSG Nordrhein-
Westfalen Urteil vom 14.3.2017 â�� L 18 R 852/16 â�� Juris RdNr 55 ff, 59 bei
einem vergleichbaren Bescheid der BfA ebenfalls fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als
Bauingenieur). FÃ¼r eine solche Interpretation gibt der Wortlaut des Bescheides
nichts her. Der dort verwendete Begriff des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses lÃ¤sst
eine derartige Auslegung nicht zu. BeschÃ¤ftigung ist auch im
rentenversicherungsrechtlichen Sinn die nichtselbststÃ¤ndige Arbeit, insbesondere
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in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis, wobei Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung eine
TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des
Weisungsgebers sind (vgl Â§ 7 Abs 1 SGB IV). BeschÃ¤ftigung im hier
maÃ�geblichen Sinn meint daher nicht die TÃ¤tigkeit als solche bzw einen
bestimmten Beruf oder ein Berufsbild, sondern die fÃ¼r einen Weisungs-, dh
Arbeitgeber verrichtete TÃ¤tigkeit (vgl BSG SozR 4-2600 Â§ 6 Nr 16 RdNr 33).

40

bb) DarÃ¼ber hinaus belegen weitere AusfÃ¼hrungen im Bescheid vom 13.7.1996
die BeschÃ¤ftigungsbezogenheit der Befreiungsregelung. So ist ausdrÃ¼cklich
darauf hingewiesen, dass die Befreiung grundsÃ¤tzlich auf die jeweilige
BeschÃ¤ftigung oder selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit beschrÃ¤nkt ist. Der Begriff
"jeweilig" hat ua die Bedeutung "entsprechend" â�� mit dem Synonym
"augenblicklich" -, "gerade anwesend" bzw "gegenwÃ¤rtig" â�� zB mit den
Synonymen "aktuell, akut, derzeit, derzeitig, heute, jetzt, zeitweilig, momentan" â��
(vgl http://synonyme.woxikon.de/synonyme/jeweilig.php) oder "zu einer bestimmten
Zeit gerade bestehend, herrschend, vorhanden, in einem bestimmten Einzelfall,
Zusammenhang gerade bestehend, herrschend, vorhanden, vorliegend" (Duden,
Das GroÃ�e WÃ¶rterbuch der Deutschen Sprache, Bd 5, 3. Aufl 1999, S 2005). Diese
Worte beschreiben mehr oder weniger deutlich einen statischen, unverÃ¤nderlichen
Zustand. Insbesondere der Begriff "jeweilig" im Sinne von "gegenwÃ¤rtig, heute"
bezieht die erteilte Befreiung ausschlieÃ�lich auf die im Bescheid genannte, am
20.4.1993 beginnende BeschÃ¤ftigung und schlieÃ�t eine Geltung der
Bescheinigung fÃ¼r FolgebeschÃ¤ftigungen aus. Diese Aussage wird dadurch
bekrÃ¤ftigt, dass die Befreiung auf die jeweilige BeschÃ¤ftigung "beschrÃ¤nkt",
mithin begrenzt ist sowie die im Anschluss daran erfolgende ErlÃ¤uterung, unter
welchen â�� hier nicht vorliegenden â�� Voraussetzungen sich die "Befreiung auch
auf andere versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigungen" erstreckt. AuÃ�erdem wird in
dem Bescheid vom 13.7.1996 darum gebeten, "den frÃ¼heren (vorherigen)
Arbeitgeber von der Befreiung zu verstÃ¤ndigen", falls "Sie inzwischen Ihren
Arbeitgeber gewechselt haben". Insbesondere letztere ErklÃ¤rung zeigt, dass sich
die Befreiung ausschlieÃ�lich auf das im Antrag und Bescheid genannte
"BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis" und nicht auch auf FolgebeschÃ¤ftigungen bezieht.
Ansonsten wÃ¤re nicht verstÃ¤ndlich, warum sich die Bitte um Informierung Ã¼ber
die erteilte Befreiung nicht auf den vorherigen und den nachfolgenden Arbeitgeber
bezieht (vgl BSG SozR 4-2600 Â§ 6 Nr 16 RdNr 34).

41

Die Auffassung des Berufungsgerichts, der fehlende Hinweis im Bescheid auf die
Mitteilungspflicht bei einem Arbeitgeberwechsel kÃ¶nne vom objektivierten
EmpfÃ¤ngerhorizont nur dahin verstanden werden, dass ein solcher Wechsel fÃ¼r
die Befreiung unerheblich sei, geht fehl. Wie bereits oben dargelegt, lÃ¤sst das LSG
bei dieser Betrachtungsweise unberÃ¼cksichtigt, dass der Bescheid UmstÃ¤nde
benennt, die dem RentenversicherungstrÃ¤ger "insbesondere" anzuzeigen sind,
womit die ausdrÃ¼cklich aufgefÃ¼hrten FÃ¤lle â�� fÃ¼r den EmpfÃ¤nger
erkennbar â�� als bloÃ�e Beispiele gekennzeichnet sind.
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42

cc) Die im Bescheid vom 13.7.1996 erwÃ¤hnte "Bescheinigung Ã¼ber die
Befreiung" indiziert ebenfalls nicht, dass diese jedwede BeschÃ¤ftigung der
KlÃ¤gerin als Bauingenieurin bzw Projektleiterin erfasst. Dabei ist zunÃ¤chst
klarstellend hervorzuheben, dass der Inhalt der Befreiungsregelung ausschlieÃ�lich
durch den Bescheid bestimmt wird. Er allein enthÃ¤lt die Entscheidung des
RentenversicherungstrÃ¤gers zur Regelung der Befreiung iS von Â§ 31 S 1 SGB X.
Die Bescheinigung hat lediglich die Aufgabe, diese Entscheidung gegenÃ¼ber dem
Arbeitgeber nachweisen zu kÃ¶nnen. Unter BerÃ¼cksichtigung dieses
NachordnungsverhÃ¤ltnisses folgt die Auslegung der Bescheinigung, die ebenso wie
der Bescheid vom 13.7.1996 aus im Wesentlichen wortgleich und in einer Vielzahl
von FÃ¤llen verwendeten vorformulierten Texten besteht, den GrundsÃ¤tzen, die
fÃ¼r die Auslegung des Bescheides selbst gelten (vgl dazu oben B.1.a).

43

Die vorgelegte Bescheinigung vom 29.12.1995 weist ebenfalls ausdrÃ¼cklich
darauf hin, dass die Befreiung grundsÃ¤tzlich auf die jeweilige BeschÃ¤ftigung oder
selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit beschrÃ¤nkt ist. Unter Zugrundelegung des Begriffs
"jeweilig" im Sinne von "gegenwÃ¤rtig, heute" (vgl dazu oben B.2.a bb) ist diese
Bescheinigung keinesfalls â�� auch nicht von dem Beigeladenen zu 3 â�� dahin zu
verstehen, dass sie die Befreiung fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung belegt, die â�� wie im
vorliegenden Fall â�� erst Jahre nach Ausstellung der Bescheinigung aufgenommen
worden ist.

44

Auch ist aus der weiteren Formulierung der Bescheinigung â�� "Diese Karte ist dem
jeweiligen Arbeitgeber fÃ¼r die Dauer des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
auszuhÃ¤ndigen. Sie ist bei Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses dem
Arbeitnehmer zurÃ¼ckzugeben." â�� nicht abzuleiten, dass die Befreiung fÃ¼r
jedwede BeschÃ¤ftigung als Bauingenieurin bzw Projektleiterin gilt. Ausweislich
ihrer weiteren ErklÃ¤rungen ist die Bescheinigung unter bestimmten
Voraussetzungen "an die BfA zurÃ¼ckzugeben". Diese RÃ¼ckgabepflicht kann
mangels anderer Anhaltspunkte nur den Arbeitnehmer als EmpfÃ¤nger der dem
Bescheid als Anlage beigefÃ¼gten Bescheinigung treffen. Deren RÃ¼ckgabe durch
den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer ist demnach schon deshalb notwendig, damit
dieser seiner gegenÃ¼ber der BfA bestehenden RÃ¼ckgabepflicht Folge leisten
kann (BSG SozR 4-2600 Â§ 6 Nr 16 RdNr 41).

45

dd) Das LSG kann sich fÃ¼r seine Rechtsauffassung schlieÃ�lich auch nicht auf das
Urteil des Senats vom 23.4.2015 (B 5 RE 19/14 R â�� BSGE 118, 282 = SozR 4-2600
Â§ 5 Nr 7) stÃ¼tzen. Dieser Entscheidung lag bereits ein vÃ¶llig anderer
Sachverhalt zugrunde. In dem Verfahren war Ã¼ber den Inhalt eines Bescheides zu
befinden, mit dem der beklagte RentenversicherungstrÃ¤ger die
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Versicherungsfreiheit der dortigen KlÃ¤gerin wegen GeringfÃ¼gigkeit ihrer
selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit festgestellt hatte. Die Beurteilung der
Versicherungsfreiheit wegen GeringfÃ¼gigkeit erfordert eine Prognose bzw
vorausschauende SchÃ¤tzung, weil im Entscheidungszeitpunkt nicht verbindlich
feststeht, welches genaue Arbeitseinkommen der Antragsteller kÃ¼nftig erzielen
wird und eine rÃ¼ckschauende Betrachtung mit dem Wesen der Sozialversicherung
nicht vereinbar ist (vgl hierzu BSG SozR 4-2600 Â§ 5 Nr 16 RdNr 16 mwN). Hier ist
hingegen ein Bescheid zu prÃ¼fen, mit dem die KlÃ¤gerin von der
Versicherungspflicht in der BeschÃ¤ftigtenrentenversicherung befreit worden ist.
Diesem Bescheid liegt ein bestehender Sachverhalt, insbesondere eine bestimmte
von der KlÃ¤gerin seinerzeit ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung zugrunde. Einer Prognose
oder vorausschauenden Betrachtung bedarf es in einer solchen Situation nicht.

46

b) Ausgehend von dem dargestellten Regelungsgehalt des Bescheides vom
13.7.1996 entfaltet dieser seit Aufgabe der im Antrag vom 29.12.1995 genannten
BeschÃ¤ftigung keine Rechtswirkungen mehr. Er ist vielmehr zu diesem Zeitpunkt
gemÃ¤Ã� Â§ 39 Abs 2 SGB X unwirksam geworden, weil er sich auf andere Weise
erledigt hat (vgl bereits Beschluss des Senats vom 7.3.2018 â�� B 5 RE 3/17 R â��
Juris RdNr 36; Urteil des Senats vom 22.3.2018 â�� B 5 RE 5/16 R â�� SozR 4-2600
Â§ 6 Nr 16 RdNr 42). Einer Aufhebung des Bescheides vom 13.7.1996 nach Â§ 48
Abs 1 SGB X bedurfte es daher nicht (vgl zB BSG SozR 3-2600 Â§ 6 Nr 5 S 10; BSG
Urteil vom 5.12.2017 â�� B 12 KR 11/15 R â�� Juris RdNr 24). Die Formulierung "Die
BfA hat bei Wegfall der Voraussetzungen des Â§ 6 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGB VI die
Befreiung von der Versicherungspflicht nach Â§ 48 Abs 1 des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch aufzuheben." steht im Zusammenhang mit allgemeinen
AusfÃ¼hrungen zur "Aufhebung" der Befreiung bei "Wegfall der Voraussetzungen
des Â§ 6 Abs 1 Nr 1 SGB VI". Sie hat keinen konkreten Bezug zur individuellen
Situation der KlÃ¤gerin.

47

Der Bescheid vom 13.7.1996 enthÃ¤lt insgesamt in sich stimmige Aussagen, die
sich dem EmpfÃ¤nger bei verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung des gesamten Bescheidtextes
erschlieÃ�en. Aus der "Unklarheitenregel" (vgl dazu BSGE 67, 104, 110 = SozR
3-1300 Â§ 32 Nr 2 S 11; BSG SozR 3-1200 Â§ 42 Nr 8 S 26) kann die KlÃ¤gerin daher
nichts zu ihren Gunsten herleiten.

48

3. Anhaltspunkte fÃ¼r ein schÃ¼tzenswertes Vertrauen der KlÃ¤gerin in den
uneingeschrÃ¤nkten Fortbestand der ursprÃ¼nglich erteilten Befreiung von der
Versicherungspflicht sind nicht ersichtlich (vgl hierzu BSG SozR 4-2600 Â§ 231 Nr 5
RdNr 33 ff).

49
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 26.09.2019
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